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1. Ausgangslage
Die lntegrationsagenda Schweiz wurde im Frühling 2018 vom Bund und den Kantonen
beschlossen mit dem Ziel, vorläufig aufgenommene Personen und Flüchtlinge (vorläufig
aufgenommene Flüchtlinge und Flüchtlinge mit Asylgewährung) rascher in die Arbeits-
welt und besser in die Gesellschaft zu integrieren - und damit auch deren Abhängigkeit
von der Sozialhilfe zu reduzieren. Dafürwurde seit dem 1. Mai 2019 die einmalig pro
Person ausbezahlte lntegrationspauschale (lP) von Fr. 6'000 auf Fr. 18'000 erhöht. Die
höheren Bundesbeiträge sind gekoppelt an die Vorgaben des Bundes, konkrete Wir-
kungsziele zu erreichen und einen für alle Akteurinnen und Akteure verbindlichen lnteg-
rationsprozess zu etablieren. Der Kanton ist gegenüber dem Bund rechenschaftspflichtig
und muss ein entsprechendes Reporting und Monitoring erstellen. Die lntegrationsa-
genda wird im Rahmen der Kantonalen lntegrationsprogramme (KlP) umgesetzt.

Mit Beschluss vom 1 1 . Juli 2018 (RRB Nr. 809/2018) setzte der Regierungsrat eine Pro-
jektorganisation ein und beauftragte die Direktion der Justiz und des Innern (Jl), ein Kon-
zeptzur kantonalen Umsetzung der lntegrationsagenda (IAZH) sowie die entsprechende
Anpassung des zweiten Kantonalen lntegrationsprogramms (KlP 2) zu erarbeiten und
dem Regierungsrat zur Festsetzung vorzulegen.

Mit Beschluss vom 24. April2019 (RRB Nr.43412019) wurde das Konzept IAZH als Teil
des zweiten kantonalen lntegrationsprogramms festgelegt.

Ab 2021 wird ein erheblicher Teil der Mittel aus der lP nach einem Schlüssel jährlich auf
die Gemeinden verteilt (Kostendach pro Gemeinde). Die Gemeinden bzw. von ihnen
beauftragte Dritte (im Folgenden: fallführende Stellen) können die Angebote nutzen, die
entweder vom Kanton bereitgestellt werden oder zuvor durch den Kanton Zürich akkre-
ditiert worden sind (kantonaler Angebotskatalog). Der Kanton berät die fallführenden
Stellen und stellt ihnen rechtzeitig den kantonalen Angebotskatalog mit den Angeboten
zur Verfügung, die über die lP finanziert werden. Die fallführenden Stellen melden vor-
läufig aufgenommene Personen und anerkannte Flüchtlinge auf der Basis einer Poten-
zialabklärung und lntegrationsplanung in geeignete lntegrationsangebote an und gelten
die anbietenden lnstitutionen direkt ab. Zudem können die fallführenden Stellen auch
Asylsuchende im ennreiterten Verfahren in Sprachfördermassnahmen anmelden. Die
Gemeinden erstellen ein Reporting (Schlussreporting) zum Berichtsjahr zuhanden des
Kantons. Dieser überprüft das Reporting und gilt den Gemeinden die effektiven Kosten
für die Nutzung der Angebote des kantonalen Angebotskatalogs im Berichtsjahr bis zur
maximalen Höhe des Kostendachs pro Gemeinde ab.

Die vorliegende Vereinbarung regelt die Rechte und Pflichten des Kantons und der Ge-
meinden bei der Nutzung von Angeboten des kantonalen Angebotskatalogs und deren
Refinanzierung mit der lP im Rahmen der IAZH.

Die Abwicklung dieser Vereinbarung erfolgt für den Kanton durch die Fachstelle lntegra-
tion (Fl).
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2. Vertragsbestandteile
Integrierte Bestandteile dieser Vereinbarung sind

Bestandteil Anhang

Die vorliegende Vertragsurkunde

RRB 43412019 I

Konzept zur Umsetzung der lntegrationsagenda im Kanton Zürich in der
jeweils gültigen Fassung (Konzept IAZH)

2

Liste der kommunalen Kostendächer in der jeweils gültigen Fassung 3

lnstrumentarium für die Potenzialabklärung bei Flüchtlingen und vorläufig
Aufgenom menen (Staatssekretariat fü r M i g ration) on I ine u nter:
https://www. sem. adm i n. ch/sem/de/home/themen/i nteo ration/themen/ar-
beit.html (Stand: 28.5.2020)

4

Vorgaben Fl zum Reporting der Gemeinden IAZH (in der jeweils gültigen
Fassung)

5

lntegrationsverordnung vom 20. September 2006 (LS 172.8) 6

Vorlage Delegation und Koordinationsperson 7

Uber die Aktualisierung und/oder Anpassung obengenannter Anhänge wird die Ge-
meinde durch die Fl schriftlich informiert.

3. Delegation und Zuständigkeiten
Die Fallführung sowie weitere Aufgaben wie etwa das Reporting können von der Ge-
meinde an Dritte delegiert werden. Auch in diesem Fall bleibt die Gemeinde gegenüber
der Fl für die Einhaltung der Bestimmungen dieser Vereinbarung verantwortlich (vgl.
auch Ziff. 8 Reporting).

j

Die Gemeinde bezeichnet eine Koordinationsperson, die gegenüber der Fl für die Ab-
wicklung der vorliegenden Vereinbarung zuständig ist (Anhang 7). Dabei kann es sich
auch um eine Person handeln, die bei Dritten tätig ist, sofern die Fallführung an diese
delegiert wurde. Die Gemeinde ist dafür verantwortlich, die Fl bei personellen Verände-
rungen zu informieren.
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4. Umsetzung der Soll-lntegrationsprozesse gemäss IAZH

Die lntegrationsagenda sieht eine Intensivierung der lntegrationsförderung für vorläufig
aufgenommene Personen und Flüchtlinge entlang von Soll-lntegrationsprozessen vor
und hat in Bezug auf Ausbildung und Arbeitsintegration sowie zur Sprachförderung und
sozialen lntegration Wirkungsziele verankert. Die Gemeinde ist verpflichtet, die Errei-
chung folgender Wirkungsziele der lntegrationsagenda anzustreben:

o Alle vorläufig aufgenommenen Personen und Flüchtlinge erreichen einen ihrem Po-
tenzial entsprechenden Sprachstand. Drei Jahre nach Einreise verfügen alle min-
destens über sprachliche Basiskenntnisse zur Bewältigung des Alltags (mind. Al).

. 80 Prozent der Kinder aus dem Asylbereich, die im Alter von 0 bis 4 Jahren in die
Schweiz kommen, können sich beim Start der obligatorischen Schulzeit in der am
Wohnort gesprochenen Sprache verständigen.

o Fünf Jahre nach Einreise befinden sich zwei Drittel aller vorläufig aufgenommenen
Personen und Flüchtlinge im Alter von 16 bis 25 Jahren in einer postobligatorischen
Ausbildung.

. Sieben Jahre nach Einreise ist die Hälfte aller enruachsenen vorläufig aufgenomme-
nen Personen und Flüchtlinge nachhaltig in den Arbeitsmarkt integriert.

e Sieben Jahre nach Einreise sind alle vorläufig aufgenommene Personen und Flücht-
linge in Bezug auf Ausbildung und Arbeitsintegration sowie in Bezug auf die Sprach-
förderung und soziale lntegration vertraut mit den schweizerischen Lebensgewohn-
heiten und haben soziale Kontakte zur einheimischen Bevölkerung.

Für die Gemeinden gelten deshalb die nachfolgenden Vorgaben (vgl. auch Zitt. 13):

o Für sämtliche vorläufig aufgenommene Personen und Flüchtlinge hat eine Potenzi-
alabklärung nach den Empfehlungen des Staatssekretariates für Migration zu erfol-
gen (vgl. Anhang 4):

o Das Kurzassessment ist Teil dieser Vorgaben und ist vor einer Anmeldung in
ein Angebot durch die fallführende Stelle durchzuführen, damit sichergestellt ist,
dass die angemeldete Person die Teilnahmevoraussetzungen des Angebots er-
füllt. Somit müssen jeweils die für eine begründete Zuweisung in das entspre-
chende Angebot relevanten lnhalte des Kurzassessements abgeklärt werden.
Die fallführende Stelle lässt den anbietenden lnstitutionen die für die Anmel-
dung in das Angebot relevanten lnformationen zukommen.

o Besteht im Einzelfall Bedarf nach einer vertieften Abklärung (Kompetenzerfas-
sung und/oder Praxisassessment), ist die fallführende Stelle dafür besorgt,
dass die betroffene Person in einem entsprechenden Angebot angemeldet wird.

o Basierend auf der Potenzialabklärung (Kuzassessment, Kompetenzerfassung
und Praxisassessment) ist für alle vorläufig aufgenommenen Personen und
Flüchtlinge eine lntegrationsplanung vozunehmen.

. Die lntegrationsförderung der vorläufig aufgenommenen Personen und Flüchtlinge
erfolgt potenzialorientiert und nach Massgabe des Umsetzungskonzepts zur IAZH.
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Bei vorhandenem Potenzial ist der Zugang zu Bildung der Arbeitsmarktintegration
vozuziehen.

. Vorläufig aufgenommene Personen und Flüchtlinge müssen im Rahmen der IAZH
chanceng leich gefördert werden.

o Frauen und Männer müssen chancengleich gefördert werden.

. Die Wegkosten sowie allfällige weitere im Zusammenhang mit der lntegrations-
massnahme stehende Kosten (2.8. auswärtige Verpflegung, Kinderbetreuung) kön-
nen nach dem in der Sozialhilfe üblichen Ermessen bei Bedürftigkeit der betrotfenen
Person im Rahmen der wirtschaftlichen Hilfe bzw. der Asylfürsorge zusätzlich zum
Lebensunterhalt geltend gemacht werden.

o Für die Verständigung sind professionelle interkulturell Dolmetschende beizuziehen.

5, Kommunale Kostendächer IAZ;H

Die Fl legt jährlich fest, wie hoch die maximale Beitragssumme aus der lP ist, die auf die
Gemeinden verteilt wird (Kostendach).

Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Kostendächer der Gemeinden ist die An-
zahl Asylsuchender (Ausweis N), vorläufig aufgenommener Personen (Ausweis F) und
Flüchtlinge (Ausweise F und B) in der Zuständigkeit der jeweiligen Gemeinde. Massge-
bend ist dabei der Bestand per 31. Dezember des Bemessungsjahres. Für Personen in
MNA- und Durchgangszentren ist das Kantonale Sozialamt zuständig. Diese Personen
werden deshalb gemäss den Belegungslisten des Kantonalen Sozialamts von den Be-
standszahlen abgezogen.

Für die Festlegung der jährlichen Kostendächer gilt folgendes Verfahren: Auf den 30.
April (des Folgejahres) werden die auf dieser Grundlage errechneten, für das über-
nächste Jahr geltenden Kostendächer der Gemeinden publiziert (Liste der kommunalen
Kostendächer in jeweils gültiger Fassung (Anhang 3)).

Zur Veranschaulichung dient die nachfolgende Darstellung:

. 31. Dezember des Bemessungsjahres (Jahr X): Stichdatum der Bemessungsgrund-
lage.

. 30. April des Publikationsjahres (Jahr X+1): Publikation der Kostendächer in Fran-
ken pro Gemeinde (Liste der kommunalen Kostendächer in jeweils gültiger Fassung
(Anhang 3)).

. 1. Januar Jahr X+2: Beginn Beitragsperiode mit den definitiven Kostendächern (Be-
richtsjahr).

Wenn eine Gemeinde ihr jährliches Kostendach gemäss Zitf . 5 nicht ausschöpft, wird
der divergierende Betrag in die gesamte Beitragssumme für alle Gemeinden für das
Folgejahr übernommen und auf alle Gemeinden verteilt.
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6. Anspruchsvoraussetzungen für Refinanzierung im Rahmen des
Kostendaches

Eine Refinanzierung der Aufwendungen der Gemeinden über die Mittel der lP erfolgt
insoweit, als die folgenden Anspruchsvoraussetzungen kumulativ erfüllt sind:

1. Zielgruppe: Refinanziert wird ausschliesslich die Nutzung von Förderangebo-
ten durch Asylsuchende (Ausweis N), vorläufig aufgenommene Personen (Aus-
weis F) und Flüchtlinge (Ausweise F und B). Die Angebotsnutzung durch Asyl-
suchende wird nur in ausgewählten Angebotsarten refinanziert.

2. Effektive Kosten: Entgolten werden nur effektive, belegbare Kosten für die
Nutzung von Förderangeboten.

3. Akkreditierte Angebote: Ein Anspruch auf Finanzierung besteht ausschliess-
lich für die Kosten von Förderangeboten, die vom Kanton Zürich akkreditiert
oder bereitgestellt sind (Kantonaler Angebotskatalog IAZH).

4. Einhaltung Kostendach: Entschädigt werden ausschliesslich Kosten für die
Nutzung von Förderangeboten bis zur maximalen Höhe des kommunalen Kos-
tendachs gemäss Zitf .5. Die Finanzierung von lntegrationsmassnahmen im
Rahmen der IAZH geht einer solchen aus Mitteln der wirtschaftlichen Hilfe vor.
Die Geltendmachung von Kostenersatz nach $ 44 SHG für nicht über das Kos-
tendach finanzierbare akkreditierte lntegrationsmassnahmen erfolgt entspre-
chend nachgelagert zur Finanzierung über die lP (Ziff .7). Es ist ein vereinfach-
tes Verfahren zur Geltendmachung des Kostenersatzes vorgesehen.

5. Reporting: Die Vorgaben zum Reporting gemäss Zitf .8 müssän eingehalten
werden.

7. Zahlungsmodalitäten
Die jährliche Auszahlung des lP-Beitrags an die Gemeinden bis maximal zur Höhe des
Kostendachs (vgl. Zitf . 5 in Verbindung mit der Liste der kommunalen Kostendächer in
jeweils gültiger Fassung (Anhang 3)) erfolgt nach Abnahme der von der Gemeinde ein-
gereichten Schlussabrechnung bis Ende April des Folgejahres. Bei Abnahme der
Schlussabrechnung überprüft die Fl, ob die Anspruchsvoraussetzungen gemäss Zift.6
erfüllt sind. Die Gemeinde ist verpflichtet, der Fl die für die Prüfung erforderlichen Infor-
mationen zur Verfügung zu stellen.

Die Fl informiert die Gemeinde schriftlich über das Ergebnis der Überprüfung und die
Anerkennung der geltend gemachten Ansprüche. Die Gemeinde stellt anschliessend
Rechnung an die Fl.
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8. Reporting
Die lnhalte des Reporting werden von der Fl vorgegeben. Die Vorgaben zum Reporting
werden von der Fl angepasst, wenn dies wegen geänderten Anforderungen des Bundes
erforderlich ist. Solche Anpassungen werden vorab der Sozialkonferenz des Kantons
Zürich und dem Verband der Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsidenten zur
Konsultation unterbreitet.

Für die Erstellung des Reporting sind die Gemeinden verantwortlich. Sie stellen dabei
sicher, dass die Angaben im Reporting den qualitativen Anforderungen entsprechen,
korrekt und belegbar sind.

Detaillierte Vorgaben zu den inhaltlichen Anforderungen und zum Prozess des Reporting
sind im Dokument <Vorgaben zum Reporting der Gemeinden IAZH> (Anhang 5) festge-
halten.

9. Datenschutz
Die Gemeinde gewährleistet die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen des Bun-
des277 und des Kantons Zürich278.

Die Gemeinde sorgt für die Sicherung der Personendaten vor Kenntnisnahme, unbefug-
ter.Bearbeitung, Verlust und Entwendung.

Sofern besonders schützenswerte Personendaten erfasst und bearbeitet werden müs-
sen, sind die betroffenen Personen darüber zu informieren, welche Daten erfasst und
bearbeitet werden und wer welche lnformationen erhält.

Bei der Datenweitergabe ist zu überprüfen, welche Informationen tatsächlich übergeben
werden müssen. Für die Weitergabe von besonders schützenswerten Personendaten ist
bei den betroffenen Personen eine schriftliche Einwillig ungserklärung einzuholen.

Die Kommunikation per E-Mail erfolgt bei Personendaten verschlüsselt. Für die ver-
schlüsselte, elektronische Kommunikation sind die anerkannten Systeme wie z.B. lnca-
Mail, HIN Mail oder SEPP Mail (Secure Mail kompatibel) zu venrenden.

I O. Qualitätssicherung
Die Fl und die Gemeinde stehen über die spezifische Integrationsförderung von vorläufig
aufgenommenen Personen und Flüchtlingen in der Gemeinde und die Erreichung der
Wirkungsziele im Austausch. Die Fl wertet die Reportingdaten der Gemeinde aus und
kontaktiert die Gemeinde bei allfälligen Rückfragen. Die Fl wird die Reportingdaten der
Gemeinden in aggregierter Form publizieren; dazu gehören auch Auswertungen pro Ge-
meinde, sofern dadurch keine Rückschlüsse auf einzelne Personen möglich werden.

277 Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) vom 19. Juni 1992, SR 235.1: https://www.admin.ch/opcy'de/classi-
fied-comoilation/1 99201 53/index.html (Stand: 28.5.2020).274 Gesetz über die lnformation und den Datenschutz (lDG) vom 12. Februar 2007, LS '170.4:

http://www2.zhlex.zh.ch/appl/zhlex r.nsfl0/8A844A5715282119C1257DAC0032BC1D/$file/170.4 12.2.07 87.pdf
(Stand: 28.5.2020).
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{ 1. Schriftformvorbehalt
Anderungen und Ergänzungen der vorliegenden Vereinbarung bedürfen zu ihrer Ver-
bindlichkeit der Schriftform

I 2. Teil nichtigkeit/Teilunwi rksamkeit der Verei nbarung
Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung nichtig oder unwirksam sein oder werden
und wird die Vereinbarung dadurch nicht sinnlos oder unerfüllbar, so werden weder die
übrigen Bestimmungen noch die Vereinbarung allgemein durch diese Teilnichtigkeit
bzw. Teilunwirksamkeit berührt. Die Parteien einigen sich in einem solchen Fall über die
Notwendigkeit und die Möglichkeit, die dadurch entstandene Regelungslücke zu schlies-
sen. Eine Ersatzregelung muss dem Zweck, dem erzielten Gleichgewicht und dem Geist
des Vertrags entsprechen.

{3. Leistungsstörung und Streitschlichtung
Kann die Umsetzung des Vertrags nicht gemäss den in vorstehender Zitfer 4 vorgese-
henen Regelungen erfolgen, suchen die Vertragsparteien rechtzeitig das Gespräch. Die
Parteien verpflichten sich, Leistungsstörungen möglichst zu beseitigen. lst das nicht
möglich, suchen die Parteien nach einem Weg, die Leistungsstörung zu minimieren und
die davon nicht betroffenen Leistungen aufrechtzuerhalten.

14. Vertragsdauer
Die vorliegende Vereinbarung tritt mit Untezeichnung durch die Parteien in Kraft.

Die Vertragsdauer umfasst den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2023

15. Ausfertigung
Die Vereinbarung wird zweifach ausgefertigt. Jede Partie erhält ein Originalexemplar



Für die Vertragspartnerinnen und -partner

Kanton Zürich

Die Vorsteherin der Direktion der
Justiz und des lnnern

Regierungsrätin Jacqueline Fehr
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Gemeinde Weisslingen

Der/die GemeindepräsidenV-in oder Sozial-
vorsteher/in

Vorname Name

Der/die Ge -in oder Zweit-
unterschrift

Vorname Name &'/v

tüoßsk t.(tz.29zo
Ort, Datum

Apoesa Cop>tre

(?aÄvn ,'

lcr*..*rl^-o{€tJ
r-J"rin rlcrrstette I nteg ration

Fr

Nina Gilgen

Zürich, den 29.Oktober 2020

c
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Anhang 7

Vereinbarung lAzH- Vorlage Detegation und Koordinationsperson (ziff. 3)

Gemäss zilf . 3der Vereinbarung IAZH können die Fallführung sowie weite.re Aufgaben wie-etwa das Reporting an Dritte delegiert wer-

den. Auch in diesem Fall bleibt oie c#einde gegenuoer oerFachstelle lntegratiön für die Einhaltung der Bestimmungen der Vereinba-

rung IAZH verantwortlich'

Ferner bezeichnet die Gemeinde eine Koordinationsperson, die gegenüber der Fl für die Abwicklung der Vereinbarung IAZH zuständig

ist. Dabei kann es sich auch um eine peison handern, oie oei oritöniatig ist, sofern die Fallführung an diese delegiert wurde'

wir bitten sie deshalb, nachfolgend die erforderlichen Angaben einzutragen. sollte sich während der Vertragsdauer eine Anderung erge-

ben, ist die Gemeinde verpflichtet, diese der Fl schrifilich /ur Kenntnis zibringen (vgl' ztff .3 der Vereinbarung IAZH)'

Del an Dritte

Koordinations rson für die Fl

wirdGemei teoderert wirddie an Drittebe

Kontaktdaten Koordinationsperson (E-Mail

und

\Qfld ra ' m't tp luetss

'jr'43
c l-tIt n2xrt

3J7ü52Gt-nt-, ndn- U r.tss lr nfn
Name und Funktion Koordinationsperson

I kaürrNi/)ctton'r7

.Sarrt'{rq /e
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